
Infrastruktur 

Elsässer Politiker kritisieren französischen 
Staat für Rückzug aus Colmar-Bahn-Projekt 
Nach dem Aus für die Bahnverbindung von Freiburg nach Colmar sprechen Elsässer 
Politiker und der Verein Trans Rhin Rail von einem politischen Fehler. Die Colmar-Bahn 
stehe für mehr als nur Schienenverkehr am Oberrhein.  

Von Sophia Kaiser, Badische Zeitung, 03.09.2026 

Dort wo einst Gleise nach Frankreich führten, rollt heute der Straßenverkehr. Die Julius-
Leber-Brücke führt auch zur Rheininsel, wo die Pressekonferenz zur Colmar-Bahn stattfand. 
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Nach dem vorläufigen Aus für die Colmar-Bahn melden sich nun die elsässischen 

Unterstützer des Projekts zu Wort. Etwas mehr als zwei Wochen ist es her, dass die 

Projektpartner bekanntgaben, die Wiederherstellung der Bahnverbindung zwischen 

Freiburg und Colmar vorerst nicht weiterzuverfolgen. Als Gründe nannten sie die "äußerst 

angespannte Haushaltslage" sowie den "erheblichen" Sanierungs- und 

Modernisierungsbedarf im bestehenden Bahnnetz auf beiden Seiten des Rheins. 



Die grenzüberschreitende Bahnverbindung ist seit Jahren in der Diskussion. Zusätzliche 

Symbolkraft erhielt das Projekt 2019 mit dem Aachener Vertrag, den die damalige 

Bundeskanzlerin Angela Merkel und Frankreichs Präsident Emmanuel Macron 

unterzeichneten. Darin wurde auch die Umsetzung der Verbindung festgehalten. 

Elsässische Unterstützer nennen Colmar-Bahn-Stopp einen "schwerwiegenden Fehler" 

Für die Unterstützer auf elsässischer Seite ist die jüngste Entscheidung jedoch nicht das 

letzte Wort. Bei einer gemeinsamen Pressekonferenz auf der Rheininsel kritisierten 

mehrere Politiker und Vertreter des Vereins Trans Rhin Rail (TRR) den Stopp des Projekts 

scharf. Organisiert hatte diese Konferenz die Communauté de Communes Alsace Rhin 

Brisach unter Präsident Thierry Sautivet und Vize-Präsidentin Jill Köppe-Ritzenthaler. 

Eingeladen waren Brigitte Klinkert, Abgeordnete des 1. Wahlkreises des Départements 

Haut-Rhin, Éric Straumann, Präsident des Gemeindeverbands Colmar Agglomération und 

Bürgermeister von Colmar, sowie Vincent Denefeld, Co-Präsident von TRR. 

In ihrer Stellungnahme sprechen die Unterstützer von einem "schwerwiegenden politischen 

Fehler". Der vorläufige Stopp des Projekts sei "kein gutes Zeichen für die deutsch-

französische Zusammenarbeit", sagte Klinkert bei der Konferenz. Für die elsässischen 

Befürworter sei die Entscheidung Frankreichs, sich aus dem Projekt zurückzuziehen, vor 

allem deswegen widersprüchlich, weil die Kosten für das Projekt zuletzt deutlich gesenkt 

worden seien. Nach den im Lenkungsausschuss Anfang Juli 2026 vorgestellten 

Berechnungen seien die Kosten für den französischen Teil von ursprünglich 471 Millionen 

Euro auf rund 318 Millionen Euro im günstigsten Fall gesunken. 

Bahnstrecke sei mehr als ein Infrastrukturprojekt 

Scharf kritisiert wird auch, dass Baden-Württemberg nach Darstellung der Projektbefür-

worter seine Bereitschaft bekräftigt habe, die eigene Infrastruktur für das Projekt zu 

finanzieren, Frankreich das Vorhaben aber mit einer aus ihrer Sicht rein "buchhalterischen" 

Logik bewerte. In Frankreich sind bei Projekten wie der Colmar-Bahn sowohl die betroffene 

Region – in diesem Fall die Region Grand-Est – als auch der Staat bei Entscheidungen 

involviert. 



Teilnehmende der Konferenz (von links): Éric Straumann, Präsident des Gemeindeverbands 
Colmar Agglomération und Bürgermeister von Colmar, Brigitte Klinkert, Abgeordnete des 1. 
Wahlkreises des Départements Haut-Rhin, Thierry Sautivet und Jill Köppe-Ritzenthaler, 
Präsident und Vize-Präsidentin der Communauté de communes Alsace Rhin Brisach, 
Vincent Denefeld und Stephan Mutke vom Verein Trans Rhin Rail. Foto: Jessica Dalstein   

Aus Sicht der elsässischen Befürworter ist die Strecke weit mehr als ein regionales Infra-

strukturprojekt. Sie stehe für die deutsch-französische Aussöhnung, für bessere Verbin-

dungen zwischen dem Elsass und Baden-Württemberg, für weniger Straßenverkehr und 

geringere CO2-Emissionen sowie für neue wirtschaftliche Impulse am Oberrhein. Umso 

unverständlicher sei es, dass der französische Staat nun eher auf Straßenverkehrs-

lösungen setze. 

Die elsässischen Befürworter verweisen zudem auf frühere staatliche Zusagen im 

Zusammenhang mit dem Raumordnungsprojekt "Post-Fessenheim". Die Verbindung 

zwischen Colmar und Freiburg sei 2019 als eine der strukturpolitischen Maßnahmen 

vorgestellt worden, mit denen die Folgen der Stilllegung des Kernkraftwerks Fessenheim 

abgefedert werden sollten. Den Kommunen und wirtschaftlichen Akteuren der Region sei 

damals zugesichert worden, dass in neue Infrastruktur investiert werde. Dass der Staat 

nun nach Jahren der Studien und Abstimmungen die Finanzierung verweigere, schüre 

Misstrauen, heißt es. 



Elsass drängt auf Weiterführung in abgespeckter Variante 

Zugleich werben die Unterstützer dafür, die Debatte nicht zu beenden, sondern das Projekt 

schrittweise weiterzuverfolgen. Dieser Vorschlag beruht auf drei vom TRR ausgearbeiteten 

Phasen. Als erster Schritt sei die Wiederinbetriebnahme des Abschnitts Colmar-Volgels-

heim mit einem batteriebetriebenen Leichtzug denkbar. Dafür veranschlagen die Projekt-

befürworter Kosten zwischen 80 und 100 Millionen Euro. Zudem verweisen sie auf die 

laufende Sanierung der Güterstrecke Colmar–Volgelsheim für rund 18,2 Millionen Euro, die 

nach ihrer Darstellung bereits so ausgelegt werde, dass sie später auch mit Personen-

verkehr kompatibel sei. 

Laut Brigitte Klinkert ist ein weiteres Treffen des Lenkungskreises für den Herbst 

anberaumt – allerdings nur, wenn es bis dahin eine Neuerung gebe, über die diskutiert 

werden kann. Man wolle sich bis dahin dafür einsetzen, dass die Leichtzug-Lösung als 

valide Option in die Berechnungen der letzten Colmar-Bahn-Studie aufgenommen wird, 

sagt Klinkert. Zudem stehe demnächst ein Treffen mit politischen Vertretern der Region 

Grand-Est an, zu der das Elsass seit zehn Jahren gehört. Diesen Zustand möchte Brigitte 

Klinkert mit einem Anfang des Jahres eingebrachten und im französischen Parlament 

befürworteten Gesetzentwurf ändern. Wenn dieser Vorschlag auch im Senat und in der 

zweiten Lesung im Parlament angenommen wird, wäre das Elsass wieder eine selbst-

ständige Region. Dieser Schritt würde mehr Handlungsspielraum – auch beim Thema 

Colmar-Bahn – ermöglichen. 

Doch nun konzentriere man sich erst einmal darauf, den elsässischen Standpunkt zu 

verbreiten. Für den Oktober ist ein Staatsbesuch des deutschen Bundespräsidenten Frank-

Walter Steinmeier in Paris geplant. Auch hier hoffe Klinkert, dass das Thema Colmar-Bahn 

Platz in Gesprächen zwischen Macron und Steinmeier finden werde. 

Stephan Mutke vom Verein TRR schlug zudem vor, das Thema Colmar-Bahn bei der 

Deutsch-Französischen Parlamentarischen Versammlung, von der Klinkert Co-Vorsitzende 

ist, vorzubringen. Auch wolle der TRR bereits bestehende Kontakte zum neuen Verkehrs-

minister Steffen Bilger nutzen. Zu ihm habe der Verein bereits in Bilgers früherer Rolle als 

Staatssekretär Kontakt gehabt – zu dieser Zeit habe er dem Projekt "wohlwollend" 

gegenüber gestanden. 


